
 

 

 

 

 

 

Pressemitteilung 

 

Berlin, 25. November 2021: Der Koalitionsvertrag von SPD, Grünen und FDP greift die Probleme in 
der Versorgung psychisch kranker Menschen auf. „Die neue Bundesregierung will die Versorgung 

psychisch kranker Menschen verbessern“, stellt Dr. Dietrich Munz, Präsident der Bundespsychothera-
peutenkammer (BPtK), fest. „Sie hat erkannt, dass zu einer leitliniengerechten Versorgung Psycho-

therapie gehört.“ 
 

• Im Koalitionsvertrag sind ausdrücklich die monatelangen Wartezeiten auf ambulante Be-
handlungsplätze erwähnt: „Wir reformieren die psychotherapeutische Bedarfsplanung, um 
Wartezeiten auf einen Behandlungsplatz, insbesondere für Kinder und Jugendliche, aber 

auch in ländlichen und strukturschwachen Gebieten deutlich zu reduzieren.“  

• Auch schwer psychisch kranke Menschen können mit einer besseren ambulanten Versorgung 

rechnen: „Wir verbessern die ambulante psychotherapeutische Versorgung insbesondere für 
Patienten mit schweren und komplexen Erkrankungen und stellen den Zugang zu ambulan-

ten Komplexleistungen sicher. Die Kapazitäten bauen wir bedarfsgerecht, passgenau und 
stärker koordiniert aus.“ 

• In psychiatrischen Krankenhäusern soll die psychotherapeutische Versorgung leitlinien- und 
bedarfsgerecht ausgebaut werden: „Im stationären Bereich sorgen wir für eine leitlinienge-
rechte psychotherapeutische Versorgung und eine bedarfsgerechte Personalausstattung.“  

 
„Damit sind zentrale Probleme benannt und Abhilfe ist versprochen“, begrüßt BPtK-Präsident Munz 

die gesundheitspolitischen Pläne der neuen Bundesregierung.  
 

Der Gemeinsame Bundesausschuss muss mit einer Strukturreform rechnen. Der Einfluss der Pati-
ent*innen und der Gesundheitsberufe soll gestärkt werden. „Die Interessen derjenigen, die Versor-

gung organisieren und finanzieren, stehen viel zu sehr im Vordergrund“, erläutert Munz. „Patient*in-
nen und Gesundheitsberufe müssen mitentscheiden können.“ 
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Schließlich plant die neue Bundesregierung einen Paradigmenwechsel in der Migrations- und Integra-
tionspolitik: „Wir wollen reguläre Migration ermöglichen“, stellt der Koalitionsvertrag fest. „Wir wollen 

die illegalen Zurückweisungen und das Leid an den Außengrenzen beenden.“ Der BPtK-Präsident hatte 
jüngst gefordert, für Flüchtlinge eine Möglichkeit zu schaffen, legal nach Deutschland zu gelangen, 

Schutz und Hilfe zu erhalten oder Asyl zu beantragen. „Menschen auf der Flucht erleben nicht nur im 
Herkunftsland und auf dem Fluchtweg lebensbedrohliche Ereignisse, die psychisch schwer verletzen, 

sondern auch die Erfahrungen an den europäischen Grenzen traumatisieren viele Menschen zusätz-
lich“, kritisiert Munz. Die Bundesregierung plant insbesondere für Migrant*innen, Flüchtlinge und an-
dere fremdsprachige Patient*innen die Sprachmittlung bei notwendiger medizinischer Behandlung 

durch die gesetzliche Krankenversicherung zu finanzieren. „Für viele psychisch kranke Menschen, die 
nicht oder noch nicht deutsch sprechen wird damit der Weg in die Behandlung geebnet“, erläutert 

Munz.  
 

Die Klimapolitik der neuen Bundesregierung hat auch eine gesundheitspolitische Seite. „Nur mit einer 
konsequenten Klimapolitik können wir Katastrophen wie zum Beispiel die im Ahrtal verhindern“, be-

tont Munz. „Das ist uns Psychotherapeut*innen ein großes Anliegen, auch weil wir das psychische Leid 
der Menschen dort erlebt haben. Diese psychischen Verletzungen heilen manchmal langsamer als ein 

gebrochenes Bein. Psychotherapeut*innen werden die geplanten Maßnahmen zur Eindämmung der 
Klimakatastrophe unterstützen.“ 
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